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1 Indisch-chinesisches Gipfel

treffen: Annäherung durch

Bewältigung von „Altlasten“ 

und Wirtschaftskontakte

Nach über einem Jahrzehnt stattete 

ein indischer Regierungschef der VR 

China in diesem Monat erstmalig wie

der einen offiziellen Besuch ab. Die 

sechstägige Visite von Ministerpräsi

dent Atal Behari Vajpayee stellte nach 

einer Reihe von Staatsbesuchen in den 

letzten Jahren unbestritten den Höhe

punkt der Annäherung zwischen den 

beiden Nachbarn dar. Der Minister

präsident traf auf Einladung seines 

Amtskollegen Wen Jiabao am 22. Ju

ni in Beijing ein, begleitet unter an

derem von Außenminister Yashwant 

Sinha, Handelsminister Arun Jaitley 

und einer starken Wirtschaftsdelega

tion. Ziel seines Besuchs war die Ver

tiefung der indisch-chinesischen Be

ziehungen auf wirtschaftlichem und 

diplomatischem Gebiet. Diese waren 

bisher von zahlreichen Konflikten ge

prägt und hatten trotz erster Annä

herungen seit Mitte der 1990er Jahre 

noch nicht die Stufe gegenseitigen Ver

trauens erreicht.

Der Grenzkrieg von 1962 hatte einen 

seither ungelösten Grenzdisput und ei

ne von Bedrohung und Konkurrenz ge

prägte bilaterale Atmosphäre hinter

lassen. Verstärkt wurde das Misstrau

en zwischen den beiden bevölkerungs

reichsten Staaten der Erde durch die 

politische und technische Unterstüt

zung des pakistanischen Atomwaffen

programms durch die VR China und 

die nukleare Aufrüstung Indiens, die 

sich vor allem auch gegen eine Be

drohung durch China richtete. Zudem 

sieht sich Indien besonders nach der 

Aufnahme Chinas in die Welthandels

organisation (WTO) auch ökonomisch 

zunehmend hinter dem sich rasant 

entwickelnden Nachbarn und Konkur

renten auf dem Weltmarkt zurückfal

len.

Von beiden Seiten wurde die freund

schaftliche und vertrauensbildende 

Atmosphäre der Gespräche hervorge

hoben, die der indische Ministerpräsi

dent mit Staatspräsidenten Hu Jintao, 

Ministerpräsidenten Wen Jiabao, dem 

Vorsitzenden der Zentralen Militär

kommission und ehemaligen Staats

präsidenten Jiang Zemin, sowie wei

teren hochrangigen Regierungsvertre

tern führte. Im Vorfeld des Besuchs 

war jedoch bereits klar gewesen, dass 

die enge und freundschaftliche Verbin

dung Chinas mit Pakistan in den Ge

sprächen weitgehend ausgespart wer

den würde. Es blieb bei einer einseiti

gen Erwähnung Vajpayees gegenüber 

seinem chinesischen Kollegen Wen, 

dass der grenzüberschreitende Terro

rismus durch Pakistan unterbunden 

werden müsse.

Betreffend der Grenzstreitigkeiten wa

ren sich Hu Jintao und Vajpayee bei 

ihrem ersten Zusammentreffen in St. 

Petersburg anlässlich des 300. Grün

dungsjubiläums der Stadt Ende Mai 

bereits einig gewesen, dass diese ein 

Problem der Vergangenheit darstell

ten, das längerfristig zu beidseitigem 

Einverständnis gelöst werden könne 

und vor allem nicht die Stärkung 

der bilateralen Beziehungen behindern 

sollte.

Die mit den umwälzenden Verände

rungen seit dem 11. September 2001 

einhergehende wachsende Präsenz der 

USA in Asien, und besonders in 

der zentralasiatischen Nachbarschaft, 

rückt für die beiden Riesen die Fra

ge der geopolitischen Dominanz in 

der Region in ein neues Licht. Seit 

sich Indien im Kalten Krieg an die 

Sowjetunion anlehnte und China Pa

kistan unterstützte, hat sich die Ri

valität zwischen den beiden Ländern 

um eine Vormachtstellung in Asien 

fest in die bilateralen Beziehungen 

eingeschrieben. In der Vergangenheit 

herrschte stets gegenseitiges Misstrau

en in Bezug auf mögliche regiona

le Einflussnahmen des einen Staates 

auf Kosten des anderen. So wuss

te Beijing bisher eine Aufnahme In

diens in die um Japan, China und 

Südkorea erweiterte südostasiatische 

Gemeinschaft „ASEAN+3“ zu verhin

dern. Angesichts der neuen Situati

on scheinen sich beide Seiten nun auf 

die Vorteile einer Kooperation zu be

sinnen. Beide Staaten sind nach ei

genen Angaben an einer multipola

ren Weltordnung interessiert, die den 

amerikanischen Einfluss in der Re

gion mäßigen und das Gewicht der 

Entwicklungsländer in den internatio

nalen Verhandlungen stärken kann. 

Auch betrachten beide argwöhnisch 

das Näherrücken zwischen den USA 

und Pakistan im Kampf gegen den 

Terrorismus. Die Propagierung en

gerer indisch-chinesischer Bande war 

nicht zuletzt auch an die internatio

nale Gemeinschaft gerichtet. Gleich

zeitig wurde betont, dass diese nicht 

die existierende Freundschaft zu ande

ren Staaten beeinflussen würden. So 

scheint zum jetzigen Zeitpunkt mehr 

denn je in der Schwebe, welche stra

tegischen Konstellationen sich in Zu

kunft in der Region ergeben werden.

Während des Besuchs des Minister

präsidenten, der auch eine Besich

tigung der Verbotenen Stadt und 

der buddhistischen Heiligtümer in 

Luoyang einschloss, waren beide Sei

ten bemüht, ihre Gemeinsamkeiten 

und die positive Entwicklung ihrer Be

ziehungen hervorzuheben. Am 23. Ju

ni unterzeichneten die beiden Minis

terpräsidenten die erste gemeinsame 

Erklärung der Nachbarstaaten. Die 

„Erklärung über Prinzipien für Bezie

hungen und umfassende Kooperation 

zwischen der Volksrepublik China und 

der Republik Indien“ soll den Rah

men für die Förderung einer „lang

fristigen konstruktiven und kooperati

ven Partnerschaft“ bilden. Sie wurde 

als Grundlage für eine „qualitativ neue 

Beziehung“ zwischen den beiden Län

dern gepriesen, die eine neue Ara des 
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bringen können. Vielmehr habe Chi

na seinen Einfluss durch die indischen 

Zugeständnisse beträchtlich ausweiten 

können. Auch das indische Militär 

sieht die Öffnung der Handelsroute 

über Sikkim, über die 1962 chinesi

sche Truppen bei ihrem Einmarsch 

nach Indien versorgt wurden, als ein 

gefährliches Zugeständnis an Beijing. 

Der Verband der indischen Indust

rie begrüßte die Öffnung nachdrück

lich. (Doordarshan TV, New Delhi, 

31.5.03, nach BBC PF, 1.6.03; PTI, 

7.6.03, nach BBC PF, 9.6.03; PTI, 

21.6.03, nach BBC PF, 22.6.03; IHT, 

23.6.03; Doordarshan TV, New Del

hi, 23.6.03, nach BBC PF, 24.6.03; 

FT, 24.6.03; XNA, 24.6.03; Xinhua, 

24.6.03, nach BBC PF, 25.6.03; PTI, 

24.6.03, nach BBC PF, 25.6.03; ZXS, 

24.6.03, nach BBC PF, 25.6.03; The 

Asian Age web site, Delhi, 25.6.03; 

FAZ, 27.6.03; Doordarshan TV, New 

Delhi, 27.6.03, nach BBC PF, 28.6.03; 

The Asian Age web site, 27.6.03, nach 

BBC PF, 28.6.03; NZZ, 28./29.6.03) 

-emc-

2 Hu beendet Auslandsreise 

mit Besuchen in Kasachstan 

und der Mongolei

Nach Russland und dem Nord-Süd-Di

alog des G-8-Gipfels in Frankreich wa

ren die letzten Stationen der ersten 

Auslandsreise des neuen Staatspräsi

denten Hu Jintao Kasachstan und die 

Mongolei. Während Hu in Frankreich 

reichlich Gelegenheit hatte, seine Kon

takte zu den führenden Staats- und 

Regierungschefs zu intensivieren und 

China als werdende Großmacht an 

den Kreis der großen Industrienatio

nen anzunähern, standen die Besuche 

bei den nördlichen Nachbarn Chinas 

im Zeichen der Ausweitung bilateraler 

Kooperation. Dies dürfte nicht zuletzt 

angesichts des verstärkten amerikani

schen Einflusses in der Region für Chi

na von Bedeutung sein.

Bei seiner Ankunft in der kasachischen 

Hauptstadt Astana am 2. Juni wür

digte Hu die lange Freundschaft zwi

schen beiden Ländern und verwies so

gleich auf die in tief greifendem Wan

del befindliche internationale Situati

on. In dieser fördere eine Stärkung der 

Freundschaft und Kooperation Frie

den, Stabilität und Entwicklung in 

der Region und der Welt. Während 

seines zweitägigen Aufenthalts führte 

er Gespräche mit Präsident Nursul

tan Nazarbayev. Die beiden Präsiden

ten kamen überein, dass sie ihre wirt

schaftliche und politische Kooperation 

und ihre Koordinierung in internatio

nalen Angelegenheiten verstärken wol

len. Besonders betont wurde dabei die 

Bekämpfung der „drei Kräfte“ - Ter

rorismus, Separatismus und religiöser 

Extremismus.

Die Beziehungen zur Mongolei sind 

historisch belasteter. Im Kalten Krieg 

stand die damalige Mongolische Volks

republik unter Einfluss der Sowjet

union und konnte nicht verhindern, 

in den spannungsreichen Konflikt zwi

schen ihren beiden einzigen Nachbarn 

involviert zu werden. Im Jahr 1989 

war es zu einer Renormalisierung der 

Beziehungen zu China gekommen und 

1994 schließlich hatten die beide Staa

ten einen Freundschafts- und Koope

rationsvertrag unterzeichnet. Seitdem 

ist es zu einer Reihe gegenseitiger 

Staatsbesuche und bilateraler Abkom

men gekommen. Erst zwei Wochen 

vor dem Besuch Hus wurde der mon

golische Justizminister von Vor wür

fen der Spionage für Beijing freige

sprochen. Solche Behauptungen zirku

lieren immer wieder in dem nur 2,5 

Mio. Einwohner beheimatenden Land 

und zeigen das anhaltende Unbehagen 

über eine mögliche chinesische Vor

herrschaft.

Mittlerweile hat die wirtschaftliche 

Kooperation das Verhältnis zwischen 

den beiden ungleichen Nachbarn im

mer enger werden lassen. Die VR Chi

na ist mit einer Abnahme von 40% 

der Exporte der größte und wich

tigste Handelspartner der Mongolei. 

In den letzten Jahren versucht das 

Land durch Beziehungen zu den USA 

und anderen westlichen Demokratien 

den chinesischen Einfluss auszubalan

cieren. Ein mongolischer Experte stell

te in Zusammenhang mit dem Be

such Hu Jintaos aber fest, dass die 

Mongolei nicht Teil der globalen Wirt

schaft sein könne. In Wirklichkeit wer

de es vielmehr ein Teil der chinesi

schen Wirtschaft sein.

Bei einem Treffen mit seinem mon

golischen Amtskollegen Natsagiyn Ba- 

gabandi bewilligte Hu einen Zuschuss 

über 50 Mio. Yuan für den Bau von 

Straßen nach China. Außerdem wur

den Abkommen über die Ausweitung 

von Schienen- und Handelsverbindun

gen, die Zusammenarbeit im Berg

bau und in der Prävention und Kon

trolle von Sandstürmen unterzeichnet. 

(XNA, 3.6.03; Xinhua, 3.6.03, nach 

BBC PF, 4.6.03; ZXS, 3.6.03, nach 

BBC PF, 4.6.03; Xinhua, 4.6.03, nach 

BBC PF, 6.6.03; ST, 5.6.03) -emc-

3 Druck auf Chinas Position in 

der Nordkorea-Krise

Die Vermittlung und Moderation der 

ersten Gesprächsrunde zwischen den 

Vereinigten Staaten von Amerika 

und der Demokratischen Volksrepu

blik Korea in Beijing im April hat

te sich für die VR China als eine 

gute Gelegenheit erwiesen, sich als 

bedeutender und verantwortungsvol

ler Akteur der Weltpolitik zu profi

lieren (vgl. C.a., 2003/04, Ü 2). Die 

USA und auch andere internationale 

Akteure, wie die Vereinten Nationen, 

zeigten sich zuversichtlich, dass Chi

na eine konstruktive Rolle in den Ver- 

hand1 mgen mit Nordkorea über die 

Aufgaue seines umstrittenen Atom

waffenprogramms einnehmen werde. 

Es wird für die chinesische Regierung 

aber immer schwieriger, eine solche 

Rolle auszubauen und gleichzeitig an 

ihrer strikten Ablehnung einer Inter

nationalisierung der Nuklearkrise fest

zuhalten, denn Ersteres hängt nicht 

zuletzt auch von einer Verbesserung 

der Kooperation mit der US-Regie- 

rung ab. Diese bemüht sich aber ver

stärkt um die Einbeziehung weiterer 

Akteure in den Dialog.

Im April hatte China mit Nordko

rea übereingestimmt, dass die anderen 

Staaten der Region, wie Japan, Süd

korea und Russland, von den Gesprä

chen auszuschließen seien. Nordkorea 

hatte aber schon im letzten Monat sig

nalisiert, gegen die Zusicherung wirt

schaftlicher Hilfe auch eine Teilnah

me Japans und Südkoreas an den Ge

sprächen zuzulassen. In diesem Monat 

unternahmen die USA nun konkre

te Schritte in Richtung einer Zusam

menarbeit mit den beiden Staaten in 

der Nordkorea-Krise. Im Vorfeld einer 

Serie von Treffen auf Einladung der 

ASEAN in Phnom Penh Mitte Juni, 

die der amerikanische Außenminister 

Colin Powell für die weitere Koordi

nierung der Nordkorea-Politik nutzen 

wollte, kamen Regierungsvertreter der
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USA, Japans und Südkoreas auf Ha

waii zusammen. Die drei Parteien be

schlossen, dass sie Nordkorea drängen 

wollten, die Einbeziehung Tokyos und 

Seouls in einen multilateralen Dialog 

zu akzeptieren. Japanische Medien be

richteten bereits am 1. Juni von Vor

bereitungen zu einem Fünf-Nationen- 

Treffen zur Nuklearkrise. Als Austra

gungsort sei zudem aufgrund des Aus

bruchs von SARS nicht die chinesi

sche Hauptstadt, sondern Kuala Lum

pur im Gespräch.

Die chinesische Seite schien in diesem 

Verhandlungsprozess übergangen wor

den zu sein. Noch am 3. Juni verlau

tete es aus dem chinesischen Außen

ministerium, man hätte nichts Neues 

über einen Dialog oder ein Treffen in 

einem anderen Land gehört. Der Spre

cher bestand weiterhin darauf, dass 

das Treffen der USA und Nordkoreas 

in Beijing ein sehr guter Beginn eines 

Prozesses gewesen sei, der hoffentlich 

fortgesetzt werde. Auch alle betroffe

nen Parteien hätten ein solches Tref

fen für eine sehr ergiebige Form ge

halten. Nach Treffen mit den japani

schen und koreanischen Außenminis

tern in Phnom Penh Mitte des Mo

nats äußerte dann auch der chinesi

sche Außenminister Li Zhaoxing ei

ne grundsätzliche Unterstützung des 

Wunsches der beiden asiatischen Par

teien nach Partizipation im zukünf

tigen Dialog mit Nordkorea. Gegen

überjapanischen Journalisten bestand 

er jedoch auf die bilaterale Form der 

Gespräche. Auch wenn mehr Leute 

anwesend seien, könnten, wenn diese 

nicht sprächen, die Gespräche als bi

lateral bezeichnet werden. Er hielt es 

für möglich, dass auch die nordkorea

nische Seite mit einer solchen Verein

barung einverstanden sein könnte.

Die USA unternahmen im Juni wei

tere Anstrengungen für einen mul

tilateralen Rahmen der Diskussionen 

über die Nordkorea-Krise. Sie brach

ten einen Entwurf für eine Stellung

nahme in den UN-Sicherheitsrat ein, 

die die vermutete Entwicklung ei

nes nordkoreanischen Nuklear waffen- 

programms verurteilen soll. Eine sol

che Stellungnahme wird als ein erster 

Schritt in Richtung möglicher Sanktio

nen gegen Nordkorea gewertet. China 

nimmt bis jetzt nicht an den vorberei

tenden Gesprächen der USA, Frank

reichs, Russlands und Großbritanni

ens teil. Bereits im Februar war China 

vermutlich entscheidend an der Ableh

nung einer Befassung des Sicherheits

rats mit einer Resolution zur Nordko

rea-Frage beteiligt. Der neue Entwurf 

setzt die chinesische Regierung unter 

Druck. Schafft sie es nicht, Nordkorea 

zum Fünf-Nationen-Dialog zu überre

den, könnte China in den Diskussionen 

im Sicherheitsrat diesmal in Bedräng

nis geraten. (Kyodo News Service, 

1.6.03, nach BBC PF, 2.6.03; ZXS, 

3.6.03, nach BBC PF, 4.6.03; Kyo

do News Service, 17.6.03, nach BBC 

PF, 18.6.03; Kyodo News Service, 

19.6.03, nach BBC PF, 20.6.03; Kydo 

News Service, 28.6.03, nach BBC PF, 

29.6.03) -emc-

4 Wandel im Umgang mit nord

koreanischen Flüchtlingen?

Der Flüchtlingskommissar der Verein

ten Nationen (UNHCR), Ruud Lub- 

bers, erklärte Mitte des Monats, Chi

na hätte kürzlich einige Zugeständnis

se in der Frage der Behandlung nord

koreanischer Flüchtlinge gemacht. Der 

Botschafter Chinas bei den UN, Wang 

Yingfan, habe ihm mitgeteilt, die chi

nesische Regierung werde die Nordko

reaner nur dann zurückschicken, wenn 

sie sich in der Volksrepublik strafbar 

machten. Dies könnte ein erstes Anzei

chen für einen Politikwandel Beijings 

in dieser Frage sein. Lubbers schränk

te jedoch ein, dass es bisher noch kei

ne Garantie für einen wirklichen Fort

schritt gebe.

Die Volksrepublik China gehört zu 

den Unterzeichnern der Flüchtlings

konvention von 1951, sowie dem ent

sprechenden Protokoll von 1967. Dem

nach ist sie vor einer Abschiebung ver

pflichtet zu klären, ob Asylsuchende 

das Recht auf einen Flüchtlingsstatus 

haben. Gleichzeitig hat sich die chi

nesische Regierung jedoch in einem 

Abkommen mit Nordkorea verpflich

tet, illegale Einwanderer zurückzu

schicken. Nach Schätzungen von Hilfs

organisationen in Seoul seien seit Jah

resbeginn allein etwa 8.000 Nordko

reaner von den chinesischen Behör

den aufgegriffen und über die Gren

ze zurückgeschickt worden. Dort wer

den sie nach dem nordkoreanischen 

Strafgesetzbuch als politische Gefan

gene klassifiziert und sind der Verfol

gung ausgesetzt. Diese endet nicht sel

ten im Arbeitslager. Die Hilfsorgani

sationen beanstanden, die aufgegrif

fenen Flüchtlinge erhielten in China 

kein Asylverfahren und die chinesi

schen Behörden würden ihnen noch 

nicht einmal die Möglichkeit geben, 

die Gründe ihrer Flucht darzulegen.

Beijing besteht trotz der bekannten 

Folgen der Abschiebung weiterhin da

rauf, die Nordkoreaner, von denen sich 

nach Schätzungen bis zu 250.000 il

legal im Nordosten Chinas aufhal

ten sollen, als Wirtschaftsemigranten 

einzustufen. Dadurch kann es zum 

einen, zumindest formal, das Abkom

men mit Nordkorea trotz der inter

nationalen Verpflichtungen einhalten 

und zum anderen internationale Hilfs

organisationen aus dem Land fern hal

ten. China fürchte sich immer noch 

sehr vor der UNHCR und wolle seine 

Vertreter nicht in Beijing sehen, meint 

der scharfe Kritiker der chinesischen 

Flüchtlingspolitik Lubbers.

Die chinesische Regierung ist sich ih

res rechtlichen Spagats bewusst. Auch 

um internationale Kritik zu vermei

den, wurden die Flüchtlinge zum Teil 

still geduldet. In Fällen, die öffent

lich wurden, wie die Flüchtlingswel

le in deutsche Einrichtungen in Bei

jing im letzten Jahr, zeigte sie sich 

beschränkt kooperativ bei der Suche 

nach einer schnellen Lösung (vgl. C.a., 

2002/09, Ü 2). Vor allem seit Chi

na versucht, sich durch eine aktivere 

Rolle in der Nuklearkrise mit Nord

korea als verantwortlicher weltpoli

tischer Akteur zu etablieren, dürfte 

Beijing eine verschärfte internationale 

Kritik in der Flüchtlingsfrage höchst 

ungelegen kommen.

Das chinesische Außenministerium de

mentierte gleich am nächsten Tag 

nach Bekanntgabe der Äußerungen 

des UN-Botschafters, dass Beijing sei

ne Politik ändere und wies jegliche 

Kritik zurück. China halte sich beim 

Umgang mit den nordkoreanischen 

Zuwanderern an internationales und 

nationales Recht und an einen „huma

nitären Geist“. Auch der Flüchtlings

kommissar musste eingestehen, dass 

die Verhandlungen mit China über 

das Flüchtlingsproblem „sehr lang

sam“ verliefen. Er fand es aber „in

teressant“, dass die letzte Stellungnah

me der chinesischen Regierung zumin

dest eine Erwähnung der internatio

nalen Verpflichtungen und einer hu

manitären Behandlung der Flüchtlin-
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ge enthielt. (FAZ, 10.6.03; WSJ, 16.6., 

17.6.03; IHT, 18.6.03; Kyodo News 

Service, Tokyo, 20.6.03, nach BBC 

PF, 21.6.03) -emc-

5 Ärger um neuen taiwanesi- 

schen Reisepass und geplante 

Referenden

Scharfe Kritik hagelte es aus Beijing, 

als Taiwan am 12. Juni sein neues 

Reisepass-Design vorstellte. Auf dem 

Einband des voraussichtlich ab Sep

tember ausgegebenen Reisepasses soll 

das Wort „Taiwan“ unter dem offi

ziellen Namen „Republik China“ er

scheinen. Ein Sprecher des chinesi

schen Außenministeriums nannte die 

Entscheidung einen Trick der taiwa- 

nesischen „Autoritäten“ und ein wei

teres. Beispiel für die anhaltenden Ver

suche Taiwans, eine „graduelle Unab

hängigkeit“ von der Volksrepublik zu 

erlangen. Die Änderung bedeute einen 

ernsten Schritt der Untergrabung der 

Beziehungen zwischen den beiden Sei

ten der Taiwan-Straße und müsse al

le Chinesen in höchste Alarmbereit

schaft versetzen. Der Sprecher appel

lierte zudem an die internationale Ge

meinschaft, die nationale Souveränität 

und territoriale Integrität Chinas zu 

respektieren und wachsam gegenüber 

den Versuchen Taiwans zu sein, China 

zu spalten.

Die taiwanesische Seite begründete 

ihre Entscheidung mit praktischen 

Gründen. Der neue Reisepass solle 

Taiwanesen ihre Reisen ins Ausland 

angenehmer gestalten, indem er es den 

ausländischen Grenzkontrolleuren er

leichtere, sie von Bürgern der Volksre

publik China zu unterscheiden.

Ein weiteres Ärgernis für China stel

len zwei geplante Referenden der tai- 

wanesischen Regierung dar. In die

sen soll die Bevölkerung über die Fer

tigstellung eines Atomkraftwerks und 

über die Frage abstimmen, ob Taiwan 

weiter versuchen solle, der Weltge

sundheitsorganisation (WHO) beizu

treten. Letzteres wird von der Volks

republik seit Jahren verhindert. Selbst 

im letzten Monat, als Beijing im Zu

ge der SARS-Epidemie zum ersten 

Mal gezwungen war, die Entsendung 

von WHO-Experten nach Taiwan zu

zulassen, konnte sie noch im letzten 

Moment die Befassung mit dem von 

Taiwan jährlich eingebrachten Antrag 

auf Erteilung eines Beobachterstatus 

bei der Organisation abwenden. Auf

grund der internationalen Aufmerk

samkeit und Kritik, die die jährliche 

Prozedur in diesem Jahr erregte, ist es 

nicht verwunderlich, dass sich Beijing 

durch eine weitere Thematisierung des 

Problems im Rahmen eines Referen

dums bedroht fühlt.

Taiwanesische Referenden werden von 

der Regierung in Beijing ohnehin 

streng abgelehnt. Sie werden als mög

liche Präzedenzfälle für Abstimmun

gen über eine dauerhafte Abspaltung 

von der Volksrepublik gefürchtet. Der 

taiwanesische Präsident Chen Shui- 

bian hatte in seiner Antrittsrede im 

Mai 2000 bekannt gegeben, kein Refe

rendum zur Änderung des Status quo 

im Hinblick auf die Frage Unabhän

gigkeit oder Wiedervereinigung zu för

dern, solange die kommunistische Re

gierung nicht mit militärischer Gewalt 

gegen Taiwan vor gehe.

Ein Sprecher des volksrepublikani

schen Büros für Taiwanangelegenhei

ten, der die geplanten Referenden 

scharf als separatistischen Zug kriti

sierte, appellierte an die US-Regie- 

rung, sich an ihre in den drei gemein

samen Kommunikees enthaltenen Ver

pflichtungen zur Taiwan-Frage zu hal

ten und sich gegen jede Form der „Un

abhängigkeitsbestrebung“ Taiwans zu 

stellen. Washington hatte zwei Ta

ge zuvor in einer Pressekonferenz des 

Außenministeriums implizit Stellung 

zu den Referenden bezogen und die 

Insel vor Handlungen oder Äußerun

gen gewarnt, die Beijing provozieren 

und die Spannungen an der Taiwan- 

Straße schüren könnten. Der Spre

cher des Außenministeriums, Philip T. 

Reeker, lobte aber auch die demokrati

sche Entwicklung Taiwans und hob die 

enge Verbindung „zwischen den Men

schen der Vereinigten Staaten und auf 

Taiwan“ hervor. Zudem unterlief ihm 

in der am nächsten Tag im taiwanesi- 

schen Fernsehen ausgestrahlten Pres

sekonferenz ein offensichtlicher Faux

pas, als er auf die VR China und Tai

wan mit dem Ausdruck „beide Länder“ 

verwies. Eine Fußnote in einer späte

ren Abschrift der Konferenz korrigier

te Reeker. Er habe in Einklang mit der 

,JEin-China“-Politik Washingtons „bei

de Seiten“ sagen wollen.

Im gleichen Zeitraum musste Bei

jing eine weitere Stichelei Washing

tons hinnehmen, als es nicht verhin

dern konnte, dass der taiwanesische 

Außenminister Eugene Chien zum 22. 

Weltforum nach Colorado flog. Das 

chinesische Außenministerium reagier

te höchst verärgert, als durch einen 

Bericht bekannt wurde, dass es am 

Rande des Forums zu einem priva

ten Treffen zwischen Chien und dem 

amerikanischen Vizepräsidenten Dick 

Cheney gekommen war. Eine Einmi

schung in die internen Angelegenhei

ten Chinas werde die bilateralen Be

ziehungen und die Kooperation zwi

schen den USA und China untergra

ben, so ein Sprecher des Ministeri

ums. (XNA, 17.6., 19.6., 25.6.03; WSJ,

17.6., 24.6.03) -emc-

6 Erneuter Protest gegen japa

nische Verwaltung der Diao- 

yu-Inseln

Nach fünf Jahren kam es am 23. 

Juni erneut zu einer lokalen Pro

testaktion gegen die japanische Ver

waltung der Diaoyu-Inselgruppe, von 

den Japanern auch Senkaku-Inseln ge

nannt. Nach Berichten der South Chi

na Morning Post versuchten am Mor

gen dreizehn Aktivisten, unter ihnen 

drei aus Hongkong und zehn vom chi

nesischen Festland, in einem Boot die 

praktisch unbewohnte Felsenkette im 

ostchinesischen Meer zu erreichen. Sie 

wurden in den umstrittenen Gewäs

sern rund 170 km nordöstlich von Tai

wan von Schiffen der japanischen Küs

tenwache empfangen und für Stun

den umzingelt. Die Situation in dem 

Boot auf hoher See sei schlecht gewe

sen, sagte ein Mitglied des Hongkon

ger ,Äktionskomitees für die Verteidi

gung der Diaoyu-Inseln“ später. Nach

dem einige Teilnehmer seekrank ge

worden waren, wurde die Aktion am 

Nachmittag abgebrochen, nicht ohne 

ein abschließendes symbolisches Ver

brennen der japanischen Flagge. Auch 

warfen die Protestierenden weiße Pa

pier-Chrysanthemen ins Wasser, zum 

Andenken an einen bei den letzten 

Protesten 1996 ertrunkenen Aktivis

ten.

Die Inseln waren in den 1970er Jah

ren zum Angelpunkt ernsthafter Strei

tigkeiten zwischen China, Taiwan und 

Japan geworden, als in ihrer Umge

bung Öl vermutet wurde. Japan be

gründet seine Souveränitätsansprüche 
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mit der Zugehörigkeit der Inseln zur 

Ryukyu-Inselgruppe, und die VR Chi

na beruft sich auf die historische Zu

gehörigkeit zu China, die erst durch 

die gewaltsame Besetzung der In

seln nach dem chinesisch-japanischen 

Krieg von 1894 unterbrochen worden 

sei. In diplomatischen Verhandlungen 

zwischen China und Japan wurde die 

Frage der Souveränität über die Inseln 

bisher weitgehend ausgeklammert, so

dass bis heute eine klare Entscheidung 

über die Zugehörigkeit aussteht.

Nach 1970 und 1978 war es mit „pat

riotischen“ und anti-japanischen Pro

testen von Chinesen aus Hongkong 

und Taiwan 1996 zu einem dritten und 

vorerst letzten Höhepunkt der Ausein

andersetzungen gekommen. Die chine

sische Regierung in Beijing hatte da

mals vermutlich aus Angst vor Aus

schreitungen versucht, die Emotionen 

im Land unter Kontrolle zu halten und 

sich eher zurückhaltend gegeben. (Vgl. 

C.a., 1996/09, Ü 1)

Obwohl in diesem Monat zum ersten 

Mal Chinesen aus Hongkong und vom 

Festland gemeinsam eine Aktion un

ternahmen, verlief der Protest doch 

sehr viel unspektakulärer als noch 

fünf Jahre zuvor. Er wurde lediglich 

von zehn weiteren Aktivisten unter

stützt, die außerhalb des japanischen 

Konsulats in Hongkong protestierten. 

Die Regierungen in Beijing und To

kyo beließen es dabei, ein weiteres 

Mal auf ihre unzweifelhaften Souverä

nitätsansprüche zu verweisen. (Kyodo 

News Service, 23.5.03, nach BBC PF, 

24.6.03; SCMP, 24.6.03) -emc-

7 SARS: Reisewarnungen auf

gehoben

Nachdem seit dem 7. Juni keine neuen 

SARS-Fälle mehr aus China bekannt 

geworden waren, hat die Weltgesund

heitsorganisation (WHO) ihre Reise

warnungen für China zum Ende dieses 

Monats aufgehoben.

Noch bevor die WHO am 13. Juni die 

Warnungen für zunächst vier Gebiete 

aufhob und die fünf weiteren von der 

Liste der Gebiete mit jüngster loka

ler Übertragung strich, öffnete Russ

land am 9. Juni wieder alle bis auf drei 

Grenzübergänge zwischen seinen See

gebieten und der VR China für den vi

sumsfreien Tourismus. Auch die russi

sche Fluglinie Vladivostok Avia hob zu 

diesem frühen Zeitpunkt bereits erste 

Einschränkungen auf und flog wieder 

den Flughafen Harbin an. Japan folg

te mit einer Aufhebung der Reisewar

nungen am 14. Juni entsprechend der 

WHO-Vorschläge.

Am 20. Juni hoben weitere neun Län

der, unter ihnen die Schweiz, Öster

reich, Schweden und Finnland ih

re einschränkenden Maßnahmen ge

gen Besucher aus China auf. (RTR 

Russia TV, 9.6.03, nach BBC EF, 

10.6.03; Kyodo News Service, 14.6.03, 

nach BBC PF, 15.6.03; XNA, 20.6.03) 

-ernc-

8 VBA entlässt 42.000 Offiziere

Im Zuge ihres Modernisierungspro

gramms plant die Volksbefreiungsar

mee in diesem Jahr 42.000 Offiziere zu 

entlassen und an zivile Arbeitsplätze 

zu versetzen. Die 2,5 Millionen Mit

glieder starke Armee wird bereits seit 

fünf Jahren erheblich reduziert. Ins

gesamt sollen Hunderttausende entlas

sen werden.

Das chinesische Militär ist noch stark 

auf Bodenstreitkräfte konzentriert. 

Die meisten Flugzeuge, Panzer und 

Schiffe sind veraltet und die Solda

ten schlecht ausgebildet. In den letz

ten Jahren hat Beijing bereits Milliar

den von US-Dollar in die Modernisie

rung ihres Arsenals gesteckt. Der Mili

täretat ist dieses Jahr offiziell um fast 

10% auf 183 Mrd. Yuan angestiegen. 

Die eigentlichen Zahlen werden bis zu 

fünf Mal so hoch eingeschätzt. Nicht 

nur die Armee, auch die Marine und 

die Luftstreitkräfte sollen in diesem 

Jahr personelle Kürzungen erfahren.

In einer nationalen Konferenzschal

tung, an der hohe Militäroffiziere und 

Beamte der Zentralregierung teilnah- 

men, besprach Staatspräsident Hu 

Jintao in diesem Monat die Ver

mittlung der ausscheidenden Offizie

re. Von einer Teilnahme des ehema

ligen Staatspräsidenten Jiang Zemin, 

der weiterhin den Vorsitz der Zentra

len Militärkommission innehat, wurde 

nicht berichtet.

Nach Bestimmungen des Hauptquar

tiers der VBA können Offiziere mit 

mindestens 20 Dienstjahren mittler

weile selbst entscheiden, ob sie einen 

Arbeitsplatz in einer Regierungsbe

hörde oder einem Staatsbetrieb zu

gewiesen bekommen oder sich selbst 

eine Arbeit suchen wollen. Die Kon

ferenz soll ergeben haben, dass sich 

13.000, also rund 30% der in diesem 

Jahr ausscheidenden Offiziere für eine 

eigene Arbeitssuche entschieden. 90% 

von ihnen sollen in der Privatwirt

schaft untergekommen sein. Die neue 

Politik fördert die Unternehmensgrün

dung ehemaliger Offiziere durch Steu

ererleichterungen und andere Sonder

konditionen. (XNA, 19.6., 28.6.03; 

WSJ, 20.6.03) -emc-

Innenpolitik

9 Staatsrat beschränkt Voll

machten der Polizei im Um

gang mit Obdachlosen

Mitte Juni hat die chinesische Regie

rung neue Bestimmungen für den Um

gang mit Obdachlosen und Bettlern in 

den S dten erlassen. Damit verlieren 

die bisherigen Regelungen, die der Po

lizei umfangreiche Vollmachten zur In

haftierung und R.epatriierung von Per

sonen ohne städtische Aufenthaltsge

nehmigung erlauben, ab dem 1. Au

gust diesen Jahres ihre Gültigkeit.

Nach Angaben der staatlichen Nach

richtenagentur Xinhua ist der Staats

rat am 18. Juni auf einer Sitzung 

unter der Leitung von Ministerpräsi

dent Wen Jiabao übereingekommen, 

dass sich die sozioökonomische Ent

wicklung des Landes und die Situati

on der Bevölkerungsmobiiität in den 

letzten 20 Jahren stark verändert ha

ben. Die Bestimmungen zur „Festnah

me und Repatriierung (shourong qian- 

song) städtischer Obdachloser und 

Bettler“ aus dem Jahre 1982 entspre

chen laut Beschluss des Staatsrats die

sen neuen Verhältnissen nicht mehr.

Die alten Vorschriften deckten die teils 

drakonischen Maßnahmen der Poli

zei gegenüber Obdachlosen, Bettlern 

und Personen ohne Aufenthaltsgeneh

migung, wovon vor allem Wanderar

beiter betroffen waren. Insbesondere 

bei Großveranstaltungen wie interna

tionalen und politischen Konferenzen 

oder Sportereignissen konnte sich die 

Polizei auf diese Regelungen berufen, 

um die städtischen Straßen von Ob




